
1. Soziale Ungleichheit  
in Deutschland

Häufig wird das Thema der sozialen 
Ungleichheit In Europa so dargestellt, als 
beträfe es vor allem Länder in Süd- und 
Osteuropa. Tatsächlich nimmt Deutschland 
jedoch gleich in drei Bereichen eine euro-
päische Spitzenposition ein: 

1 	 Nach Österreich weist Deutschland die 
zweithöchste Vermögensungleichheit 
in der Eurozone auf. Die reichsten 
zehn Prozent der Haushalte besitzen 
mindestens 63 Prozent des Gesamt
vermögens.1 Der größte Anteil dieser 
Vermögensungleichheit geht auf Erb-
schaften und Schenkungen zurück.

2 	 Die Lohndifferenz zwischen Frauen 
und Männern beträgt in Deutschland 
22 Prozent – noch höher ist sie nur in 
Estland, Österreich und der Tschechi-
schen Republik.2

3 	 Im 21. Jahrhundert hat die Lohnsprei-
zung in Deutschland erheblich zu-
genommen: Die Löhne der untersten 
zehn Prozent der in Vollzeit und sozial
versicherungspflichtig Arbeitenden 
sind inflationsbereinigt zwischen 2000 
und 2005 um zwei Prozent gesunken 
und zwischen 2005 und 2010 um wei-
tere sechs Prozent. Die oberen zehn 

Prozent in der Einkommensskala haben 
dagegen enorm dazugewonnen.3 Laut  
der Bertelsmann-Studie „Lohneinkom-
mensentwicklungen 2020“ setzt sich 
dieser Trend fort.4 Damit wächst auch 
die Verdienstlücke zwischen Männern 
und Frauen weiter.

Während sich einige an die Spitze drängen, werden  
andere von der Gesellschaft vernachlässigt.  

Börsenviertel in Brüssel, April 2015.  
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für Alle 
Ungleichheit und Armut in Europa stoppen!

Armut und Ungleichheit haben in Europa massiv zugenommen. Politische  
Entscheidungen werden immer stärker durch reiche Eliten beeinflusst, welche  
Regeln zu ihrem Vorteil gestalten und so die demokratischen Institutionen  
untergraben. Austeritätspolitiken und ungerechte Steuersysteme dienen überall  
in Europa den Mächtigen. Es ist an der Zeit, diesen Trend umzukehren und die  
Interessen der Mehrheit der Bevölkerung an die erste Stelle zu setzen. Auch in 
Deutschland nimmt die Ungleichheit zu – und Deutschland hat neben Österreich  
die größte Ungleichverteilung von Vermögen in der Eurozone aufzuweisen.
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Die Ungleichheit ist auch über längere  
Zeiträume gesehen gestiegen. So ging  
der Anteil der Arbeitseinkommen am ge-
samten Wohlstand in der Bundesrepublik 
von 67 Prozent in den 1980er Jahren auf  
63 Prozent in den 2000er Jahren zurück.5 Im 
Jahr 2014 waren in Deutschland 39 Prozent 
aller Arbeitnehmer/innen in Teilzeitstellen, 
Minijobs oder Leiharbeit angestellt.6 Auch 
hier ist die Tendenz steigend. Das deutsche 
Modell der starken Exportorientierung bei 
schwachem Binnenmarkt geht mit einem 
geteilten Arbeitsmarkt mit großen Lohnun-
terschieden einher. In der exportorientier-
ten Chemie- und Elektroindustrie steigen 
die Löhne momentan erheblich, im Dienst-
leistungssektor dagegen nur sehr gering. 
Aber auch innerhalb der Industrie gibt es 
große Unterschiede. So arbeiten von den 
763 000 Beschäftigten in der Autoindus-
trie etwa 250 000 mit Werkverträgen und 
100 000 in Leiharbeit.7 

Wie unter anderem die PISA-Studien der 
letzten Jahre gezeigt haben, wirkt sich 
nirgendwo in Europa die soziale Herkunft 
so stark auf den Bildungserfolg aus wie in 
Deutschland. Was für eine Schulform Kinder 
besuchen, wie sie bei Tests abschneiden 
und welchen Bildungsabschluss sie errei-
chen, ist in keinem anderen entwickelten 
Land so stark wie in Deutschland von den 
Vermögensverhältnissen der Eltern ab
hängig.

Menschen mit internationalen Wurzeln 
sind in Deutschland besonders stark von 
Ungleichheit betroffen. Flüchtlinge erhal

ten keine reguläre Gesundheitsversorgung. 
Nach Deutschland Eingewanderte sind häu- 
figer arbeitslos; ein Drittel von ihnen ist im 
Niedriglohnsektor beschäftigt. Altersarmut 
auf dem Niveau der Grundsicherung betrifft 
Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
sechsmal häufiger und ihre Löhne sind im 
Durchschnitt 40 Prozent niedriger.8 

Bestimmten Gruppen werden in Deutschland 
grundlegende Arbeitsrechte aberkannt: 
300 000 Beschäftigte in Integrationswerk-
stätten und 60 000 Strafgefangene arbeiten 
zu Stundenlöhnen von unter zwei Euro, oft 
für Konzerne wie Siemens und Volkswagen. 
Sie haben kein Streikrecht.9

2. Deutschlands Rolle  
in der Austeritätspolitik

Diese Ungleichheit in einem der reichsten 
Länder der Welt hat auch über die Landes
grenzen hinaus Auswirkungen. So war 
das Wachsen des Niedriglohnsektors in 
Deutschland vor der Finanzkrise ein Grund 
für die Schuldenkrise in Südeuropa und  
die damit einhergehende Austeritäts- 
politik: Zwischen 2000 und 2010 stiegen  
die Lohnstückkosten in Deutschland  
lediglich um 4,2 Prozent.10 In allen anderen 
Ländern der Eurozone erhöhten sie sich  
im gleichen Zeitraum enorm: um 36 Prozent  
in Griechenland, 33 Prozent in Großbritan- 
nien, 31 Prozent in Italien, 29 Prozent  
in Spanien, 25 Prozent in Portugal und  
22 Prozent in Frankreich.11 Mit der Kombi
nation aus Hochtechnologie und Lohn-
zurückhaltung hat Deutschland den Rest 
Europas niederkonkurriert: Es kann bessere 
Produkte zu relativ geringen Preisen an-
bieten. Erst durch diese ökonomischen 
Ungleichgewichte innerhalb der Eurozone 
konnte die Finanzkrise so verheerende 
Auswirkungen auf große Teile Europas 
haben. 

Hinzu kamen Immobilienblasen in Spani-
en und Großbritannien sowie die Rettung 
angeschlagener Banken in ganz Europa, 
wodurch sich viele Staaten enorm ver-
schuldeten. Die europäischen Länder mit 
ökonomischen Überschüssen nutzten  
diese Notlage aus und verliehen ihr Geld  
nur unter bestimmten Bedingungen an 
verschuldete Staaten: Mindestlöhne  

mussten gekürzt, der Kündigungsschutz 
abgeschafft, der öffentliche Sektor verklei-
nert werden. Nationale Tarifverhandlungen 
wurden in Spanien, Portugal und Griechen-
land zurückgedrängt und durch Verhand-
lungen auf Firmenebene ersetzt. 

Die Bundesbank macht enorme Gewinne  
mit Krediten an verschuldete Länder, denn 
die Zinsen auf die Kredite an Griechen-
land liegen beispielsweise weit höher als 
die Zinsen in Deutschland. Allein dadurch 
kamen seit 2010 360 Millionen Euro zusam-
men.12 Zudem kauften Anleger während der 
Krise in Griechenland mehr deutsche Anlei-
hen, was dem deutschen Staat zusätzliche 
100 Milliarden Euro einbrachte.13 

Als Folge der Sparpolitik sind viele euro
päische Nationalökonomien geschrumpft. 
Die deutsche Industrie ist hiervon kaum 
betroffen, da sie einen immer größeren 
Anteil in Länder außerhalb der EU exportiert. 
Zugleich werden handfeste Interessen 
deutscher Konzerne an der Privatisierung 
ehemaliger Staatsbetriebe bedient. Dank 
des dritten Sparpakets, das Griechenland 
im Juli 2015 aufgezwungen wurde, kann 
Fraport beispielsweise nun 14 profitable 
griechische Regionalflughäfen erwerben. 

Die Einwanderung aus Ländern wie Spanien 
und Griechenland nach Deutschland stieg 
seit Beginn der Krise erheblich an, was zu 
einer Zunahme preiswerter Arbeitskräfte 
führt. In München etwa fand man wegen 
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der geringen Löhne keine neuen Erzieher/
innen für einen Ausbau der Kinderbetreu-
ung – diese wurden dann in Griechenland 
angeworben.14 In vielen Bereichen wie der 
Pflege, dem Baugewerbe, der Landwirt-
schaft und dem Fernlastverkehr arbeiten 
aus Süd- und Osteuropa Eingewanderte 
als Selbstständige unter dem gesetzlichen 
Mindestlohn.15 

Die Politik der deutschen Regierung setzt 
damit die im Jahr 2000 von den Staaten  
der EU beschlossene Lissabon-Strategie 
durch, Europa zum wettbewerbsfähigsten 
Wirtschaftsraum weltweit zu machen.16  
Die deutsche Regierung agiert dabei 
nicht alleine, sondern zusammen mit den 
anderen Regierungen der EU, spielt aber 
aufgrund des ökonomischen Gewichts 
Deutschlands eine Schlüsselrolle und 
gibt den Ton bei den Politiken zur Bewäl-
tigung der Krise an. Die Sozialdemokratie 
als traditionelle politische Vertretung der 
arbeitenden Bevölkerung hat dem bisher 
in ganz Europa kein anderes Konzept ent-
gegengesetzt, sondern ähnliche Politiken 
verfolgt. Die Folgen der Austeritätspolitiken 
sind eine Verarmung großer Teile der Bevöl-
kerung in Süd- und Osteuropa, Irland und 
Großbritannien sowie ein geteilter Arbeits-
markt und weiter steigende Ungleichheit 
in Deutschland. Das bedeutet, dass die 
ungleiche Entwicklung innerhalb Deutsch-
lands erheblich zum Auseinanderbrechen 
Europas beiträgt. Die gemessen an der Pro-
duktivität sehr niedrigen Löhne in Deutsch-
land üben einen starken Konkurrenzdruck 
auf alle anderen Länder der Eurozone aus. 
Da sie aber dieselbe Währung haben wie 
Deutschland, haben die Regierungen in 
anderen Ländern keine Möglichkeit, die 
großen ökonomischen Unterschiede durch 
Geld- oder Währungspolitik auszuglei-
chen. Der IWF hat die deutsche Regierung 
bereits im Jahr 2013 zu Lohnerhöhungen 
im öffentlichen Sektor ermutigt, um die 
Ungleichgewichte innerhalb der Eurozone 
abzumildern.17 

3. Soziale Ungleichheit  
in Europa

Innerhalb der Europäischen Union sind  
123 Millionen Menschen von Armut oder  

sozialer Ausgrenzung bedroht18– fast  
25 Prozent der Gesamtbevölkerung.19  
50 Millionen Menschen leben bereits in 
Armut, d. h. unter Bedingungen schwer
wiegender materieller Entbehrungen.20 Sie 
können beispielsweise ihre Wohnungen 
nicht beheizen, haben keine Stromversor-
gung oder nicht genug zu essen. Zwischen 
2009 und 2013 ist ihre Zahl um insgesamt 
7,5 Millionen gestiegen. Auf nationaler 
Ebene hat die Armut in 19 Ländern der EU 
zugenommen.21 Besonders Frauen, junge 
Menschen und Einwander/innen sind be-
troffen.

Diese Armut geht auf eine ungleiche Ver
teilung des Wohlstands zurück. Laut Zah- 
len von Credit Suisse besitzt das reichste  
Prozent der europäischen Bevölkerung  
31 Prozent des gesamten Vermögens.  
Die ärmsten 40 Prozent verfügen über  
weniger als ein Prozent des Reichtums.22

Die Ursachen für dieses Missverhältnis  
sind vielschichtig: 

1 	 Reiche Einzelpersonen, Unternehmen 
und private Interessensgruppen kon-
trollieren die Entscheidungsprozesse 
in der Politik. Dass deshalb Steuer
systeme und Regierungspolitiken 
einigen wenigen nutzen, nicht aber der 
Mehrheit, vergrößert die Einkommens- 
und Vermögensungleichheit. Die immer 
stärkere Konzentration von Besitz an 
der Spitze der Gesellschaft ermöglicht 
wiederum noch stärkeren Einfluss auf 
die politischen Regeln.

2 	 Die Austeritätspolitiken einiger EU- 
Staaten haben die Last des Schulden
abbaus auf den Schultern der Ärmsten 
abgeladen. Diese Politiken führen zu 
regressiven Steuersystemen, Ausga
benkürzungen des Staates, der  
Privatisierung von öffentlichen Dienst-
leistungen, sinkenden Löhnen und 
schlechteren Arbeitsbedingungen.

3 	 Ungerechte Steuersysteme vergrößern 
in vielen europäischen Ländern die 
Lücke zwischen Arm und Reich, statt 
Einkommensungleichheiten zu verrin-
gern. Sie besteuern Arbeit und Kon-
sum stärker als Kapital, was reichen 
Einzelpersonen, Gutverdienenden und 
großen Unternehmen ermöglicht, ihren 
Steuerverpflichtungen zu entgehen. 
Die Steuerlast wird so auf die große 
Mehrheit der Bevölkerung verlagert. 
Zugleich verlieren die EU-Staaten  
insgesamt eine Billion Euro pro Jahr 
durch Steuervermeidung.

Oxfams Erfahrungen mit früheren Finanz- 
und Wirtschaftskrisen in Lateinamerika, 
Afrika und Südostasien zeigen: Es gibt poli-
tische Alternativen. Durch gezielte Politiken 
kann der Kreislauf aus Armut, Ungleichheit 
und der politischen Vorherrschaft reicher 
Eliten gebrochen werden. Dazu gehören 
mehr Ausgaben für öffentliche Dienstleis-
tungen, progressive Steuersysteme sowie 
Mindeststandards für Löhne und Arbeits
bedingungen.

Die Ungleichheit in  
der EU nimmt zu

Aus globaler Perspektive ist die EU eine 
Gruppe reicher Länder. Dennoch ist fast ein 
Viertel der Bevölkerung von Armut bedroht. 
In vielen Ländern der EU sind die Reallöhne 
seit Beginn der Finanzkrise in 2008 gesun-
ken. Auch der Anteil der Lohnempfänger/
innen am Nationaleinkommen in Spanien 
und Griechenland hat sich seitdem laut IWF 
weiter verringert.23

Das höchste Armutsrisiko haben in Europa 
Haushalte mit Kindern. Im Jahr 2013 leb
ten fast 28 Prozent aller Kinder in der EU in 
Armut, das sind 26 Millionen.  

BEVÖLKERUNG IN DER EU (2013)
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Zwischen 2009 und 2013 ist ihre Zahl um 
eine Million gestiegen.24 Mehr als 30 Prozent 
aller Kinder in Rumänien, Italien, Spanien, 
Litauen und Lettland leben unter der relati-
ven Armutsgrenze, in Griechenland sind es 
mehr als 40 Prozent.25

Für Kinder von Alleinerziehenden ist das 
Armutsrisiko in der EU fast doppelt so hoch 
wie für Kinder von Nichtalleinerziehenden. 
Alleinerziehende bilden einen überpropor-
tionalen Anteil der ärmsten Bevölkerungs-
gruppe – 90 Prozent der Alleinerziehenden 
sind weiblich. Zudem sind Frauen stärker 
von prekären Arbeitsverhältnissen betrof-
fen.

Zugleich wächst die Zahl der – größtenteils 
männlichen – Milliardäre in Europa immer 
rasanter: Von 100 im Jahr 2002 über 150 
im Jahr 2009 auf 342 im Jahr 2013. Ihr ge-
meinsames Vermögen beträgt 1,5 Billionen 
US-Dollar.26 Nur 15 Prozent der Reichsten 
sind Frauen. 

Im Jahr 2013 lebten in der EU 13,1 Millionen 
der 18- bis 24-Jährigen in Armut, 500 000 
mehr als im Jahr 2010. Seit dem Jahr 2014 
ist die Gruppe der 18- bis 24-Jährigen zum 
ersten Mal am stärksten von Armut und 
Arbeitslosigkeit betroffen.27 Das Durch-
schnittsalter der 342 Milliardäre beträgt  
62 Jahre.

Einwanderer sowie ethnische Minderheiten 
haben in der EU ein höheres Armutsrisiko  
als andere Bevölkerungsgruppen. 23 Pro
zent der Einwanderer und ethnischen 
Minderheiten sehen sich laut einer Umfrage 
von Diskriminierung betroffen. Unter de-
nen, die sich diskriminiert fühlen, sind die 
Ärmsten besonders stark vertreten. Armut 
und Diskriminierung sind demzufolge eng 
miteinander verwoben.28 

In Deutschland ist der Anteil der von Armut 
bedrohten Menschen zwischen 2005 und 
2013 von 12 auf 16 Prozent gewachsen.  
Im gleichen Zeitraum wuchs das Netto
vermögen aller Milliardäre in Deutschland 
von 214 auf 296 Milliarden US-Dollar.29

Der Teufelskreis von  
ökonomischer Ungleichheit  
und politischer Vorherrschaft
Politische Vorherrschaft – die Kontrolle von 
Macht und Politik durch eine Elite – ist mit 
Ungleichheit eng verzahnt. Die Konzentra
tion des Reichtums verschafft den ökono-
mischen Eliten so viel Macht, dass sie in 
ganz Europa politische Entscheidungen zu 
ihren Gunsten beeinflussen. Dadurch ent-
steht ein Teufelskreis: Politik im Sinne der 
Eliten verstärkt die Ungleichheit, was wie-
derum die Macht der Eliten vergrößert.

Armut und Ausgrenzung beschränken da-
gegen die Fähigkeit, eine gerechtere Ver-
teilung der Ressourcen, Chancengleichheit 
und politische Teilhabe zu fordern. Da die 
Dynamik von Konzentration des Reichtums, 
politischer Vorherrschaft und zunehmender 
Armut in vielen Ländern anzutreffen ist, 
droht Ungleichheit sich in Europa zu ver-
festigen.

Zwar liegen wegen mangelnder Transparenz 
keine genauen Fakten zu Lobby-Aktivi-
täten vor, doch deuten die vorhandenen 
Daten darauf hin, dass diese ein großes 
und zunehmendes Problem darstellen. Dies 
gilt besonders für spezielle Bereiche und 
Politikfelder im nationalen und EU-Kontext.

Besonders mächtig ist die Finanzlobby in 
der EU. Allein in Brüssel hat sie im Jahr 2013 
schätzungsweise 120 Millionen Euro aus-
gegeben. Ihre Macht zeigt sich beispiels-
weise in der Steuerpolitik. 2012 stellten 
Gewerkschaften, zivilgesellschaftliche 
Organisationen und Verbrauchergruppen 
nur etwa zwei Prozent aller Teilnehmenden 
in Expertengruppen der Europäischen  
Kommission zu Steuerfragen. Auch im Jahr 
2014 war ihr Anteil nicht wesentlich höher. 
82 Prozent aller Teilnehmenden vertraten 
dagegen die Interessen des Privatkapi-
tals.30

Oxfam ist Mitglied von zwei Expertengrup-
pen zu Steuerfragen: der European Com-
mission Platform for Tax Good Governance 
(seit 2013) und der Expertengruppe zum 
automatischen Informationsaustausch zu 
Finanzdaten (AEFI, seit August 2014). In 
beiden Gruppen ist der Privatsektor über-
proportional repräsentiert, auch durch 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften und 
Finanzinstitutionen, die mutmaßlich in 
Skandale um Steuerflucht verwickelt sind.

In der European Commission Platform for 
Tax Good Governance repräsentieren  
60 Prozent aller Nicht-Regierungsvertreter/
innen Unternehmensinteressen, 20 Prozent 
zivilgesellschaftliche Organisationen, und 
14 Prozent Gewerkschaften. Dies verstößt 
gegen die durch das Europäische Parla- 
ment eingegangene Verpflichtung, dass  
keine Expertengruppe durch Unternehmens- 
interessen dominiert sein darf.31
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VERTEILUNG DES VERMÖGENS IN EUROPA (2014)
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Nach dem Skandal um Luxleaks haben 
Oxfam und andere Organisationen eine 
offizielle Beschwerde gegen die Teilnahme 
von PricewaterhouseCoopers (PWC) bei der 
Platform on Tax Good Governance einge-
legt. Dem Unternehmen wird zum Beispiel 
vorgeworfen, multinationalen Konzernen 
dabei zu helfen, Profite nach Luxemburg 
zu verschieben, wo sie nur ein Prozent 
Einkommenssteuer zahlen. Hier liegt ein 
Interessenskonflikt vor: PWC kann nicht die 
Implementierung der europäischen Steuer-
gesetzgebung mitüberwachen und gleich-
zeitig aggressive Strategien zur Steuer
vermeidung unterstützen. Die Bank HSBC, 
die in den Swissleaks-Skandal verwickelt 
ist, ist Mitglied der Expertengruppe AEFI, die 
Ratschläge zur Implementierung europäi-
scher Gesetze geben soll, um Banken dazu 

zu bringen, Informationen an europäische 
Steuerbehörden weiterzugeben – der Inter-
essenkonflikt ist auch hier offensichtlich.

Die politische Vorherrschaft von Unterneh-
men wird von den Bürgerinnen und Bürgern 
in Europa kritisch wahrgenommen. Die 
Mehrheit der Befragten einer im Jahr 2013 
durchgeführten Erhebung meint, dass ihre 
Regierungen durch die Interessen einiger 
weniger dominiert werden. Besonders ist 
dies in den Ländern der Fall, die am stärks-
ten durch die Finanzkrise betroffen sind: 
Mehr als 80 Prozent der Bevölkerung in 
Griechenland, 70 Prozent in Italien und 66 
Prozent in Spanien teilten diese Meinung.32 
Laut dem Eurobarometer 2013 ist die Mehr-
heit der Bevölkerung in Griechenland,  
Portugal und Spanien sehr unzufrieden mit 
der Demokratie.33 

Austeritätspolitik und  
Steuerflucht

Drei Elemente sind zentral für die Verteilung 
des Wohlstands: Löhne, das Steuersystem 
und Sozialpolitiken, die für Umverteilung 
sorgen können und bestimmen, wie umfas-
send öffentliche Dienste für die gesamte 
Bevölkerung bereitstehen. Zwar werden 
Steuer- und Sozialpolitiken auf nationaler 
Ebene verabschiedet und angewandt, für 
ihre generelle Ausrichtung spielen jedoch 
die Institutionen der EU eine Schlüsselrolle. 

In vielen Fällen verfolgen die Politiken der 
EU-Staaten die Interessen der ökonomi-
schen Eliten statt diejenigen der gesell-
schaftlichen Mehrheiten. Etwa durch die 
Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen  
im Gesundheits- oder Bildungsbereich, die 
den Eigentümer/innen privater Dienstleis-
tungsunternehmen nützt. Weitere Beispiele 
sind die Liberalisierung der Finanzmärkte, 
die Steuerflucht erst ermöglicht hat, und 
die Herabsetzung von Spitzensteuersätzen, 
die Personen mit hohen Einkommen und 
hohen Vermögen zugutekommt.

Seit Ausbruch der Finanzkrise im Jahr 2008 
standen die Institutionen der EU im Zen- 
trum der Austeritätspolitik: Die Troika, be-
stehend aus der Europäischen Kommission, 
der Europäischen Zentralbank und dem IWF, 
ist eine informelle, aber mächtige Gruppe, 

die das politische Management der Krise 
in der Eurozone dominiert. Für die Durch-
setzung der Austeritätspolitik gibt es zwei 
zentrale Einflusskanäle:

1 	 Die in Spanien, Portugal, Irland und 
Griechenland angewendeten Troika- 
Programme knüpfen Kredite an rigo-
rose Kürzungsprogramme: Privatisie
rungen müssen durchgesetzt, die 
Beschäftigung im öffentlichen Dienst 
reduziert, und der Arbeitsmarkt de
reguliert werden.

2 	 Der Fiskalpakt hat Austeritätspolitiken 
langfristig in den Verträgen und Regeln  
der EU verankert. Verschuldung wird 
auf höchstens 60 Prozent des Brutto
inlandsprodukts begrenzt und eine 
Neuverschuldung von mehr als 0,5 Pro- 
zent des Bruttoinlandsprodukts pro 
Jahr ist verboten. Alle Regierungen, die 
diese Grenzen überschreiten, müssen 
ihren Haushalt von der Europäischen 
Kommission und dem Europäischen  
Rat genehmigen lassen. Verletzungen 
des Fiskalpakts können mit finanzi-
ellen Sanktionen belegt werden. Die 
Unterzeichnung des Fiskalpakts ist  
Bedingung, um Zugang zum Krisen-
fonds der EU zu erhalten, dem Euro
pean Stabilization Mechanism (ESM).

Der Fiskalpakt und die Troika-Programme 
hindern nationale Regierungen daran, sich 
außerhalb der Austeritätspolitik zu bewe-
gen. Zugleich schützen sie privaten Reich-
tum davor, stärker zum Wohle der Bevölke-
rung in Anspruch genommen zu werden. 

Dieser Politikansatz hat die Mechanismen 
ausgeschaltet, welche die Schere zwi-
schen Arm und Reich verringern. Er trägt 
zudem entscheidend zu einer wachsenden 
Ungleichheit zwischen den Geschlechtern 
bei. So betreffen Ausgabenkürzungen im 
öffentlichen Sektor vor allem Frauen, da sie 
die Mehrheit der öffentlichen Angestellten 
stellen. Bei Einschränkungen der öffentli-
chen Leistungen für Gesundheit, Bildung 
und Kinderbetreuung steigt die Belastung 
von Frauen durch privat geleistete Pflege
arbeit. Im Zuge der Finanzkrise finden  
Mütter von Kleinkindern seltener Arbeit –  
häufig wegen Kürzungen bei Betreuungs-
diensten.34

ANTEIL DER PERSONEN, DIE GLAUBEN,  
DASS IHRE REGIERUNG INTERESSEN  
DER ELITEN BEVORZUGT (2013) 
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Kürzungen bei  
öffentlichen Ausgaben

Eine in sieben europäischen Ländern 
durchgeführte Studie zeigt, dass durch 
Ausgabenkürzungen im öffentlichen Dienst 
die Ungleichheit stärker gestiegen ist als 
durch Erhöhungen von Konsumsteuern, wie 
beispielsweise der Mehrwertsteuer.35 Im 
Jahr 2010 sind in Europa die Ausgaben für 
Gesundheit zum ersten Mal seit Jahrzehn-
ten gesunken. Und dieser Trend setzt sich 
fort. So sind seitdem Spaniens öffentliche 
Ausgaben für Gesundheit und Bildung um 
21 Prozent geschrumpft.36

Wesentlicher Personalabbau im öffentli-
chen Dienst erfolgte in Griechenland (um 
25 Prozent), Portugal (um 10 Prozent) und 
Rumänien (ebenfalls um 10 Prozent). In 
Großbritannien werden bis 2017 schät-
zungsweise 710 000 Stellen im öffentlichen 
Dienst wegfallen, was doppelt so viele 
Frauen wie Männer betrifft.37 Zudem wurden 
in Großbritannien, Portugal und Spanien die 

Löhne im öffentlichen Dienst eingefroren, 
in Italien und Irland sogar gekürzt.38

Auch die Ausgaben für soziale Sicherungs-
systeme sind erheblich gesunken: In  
Griechenland, Lettland, Portugal und  
Rumänien wurden sie im Jahr 2011 um  
mehr als fünf Prozent gekürzt. Dadurch 
haben die bedürftigsten Menschen in  
Europa Unterstützung verloren. Dass in 
einigen Ländern die Höhe der Sozialleis
tungen gekürzt wurde, macht es für Fami
lien schwieriger, mit Arbeitslosigkeit  
umzugehen und ihre Lebenshaltungs
kosten aufzubringen.

Privatisierung  
öffentlicher Dienste

Um ihre Haushaltsdefizite zu verringern,  
haben viele Regierungen öffentliche  
Dienste wie staatliche Energie-, Wasser-,  
und Gesundheitsversorger sowie Nah
verkehrsunternehmen privatisiert. In  

Griechenland, Portugal, Spanien und Irland 
übten internationale Institutionen hierzu 
erheblichen Druck aus. Doch kann dies  
eine Abwärtsspirale aus sich verschlech-
ternder Qualität im öffentlichen Dienst und 
steigender Einkommens- und Vermögens-
ungleichheit auslösen. Private Gesund-
heits- und Bildungssysteme nutzen nur 
denjenigen, die sie auch bezahlen können, 
jedoch nicht notwendigerweise denjenigen, 
die sie am nötigsten brauchen.39

Niedriglöhne und  
schlechte Arbeitsbedingungen

Auch eine Flexibilisierung der Arbeitsmärk-
te ist Teil der Austeritätspolitiken: Regeln 
wurden gelockert und Arbeitsrechte ein-
geschränkt. Diesen Maßnahmen lag die 
Annahme zugrunde, dass sie eine Erholung 
des Privatsektors fördern und so die Ver-
luste im öffentlichen Sektor ausgleichen 
würden. Die erhöhte Flexibilität auf dem 
Arbeitsmarkt wurde jedoch nicht von einer 

Yachten auf der Monaco Yacht Show. Foto: © REUTERS/Eric Gallard
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angemessenen sozialen Sicherung beglei-
tet, um unsichere Einkommen auszuglei-
chen.

Zusammen mit einer Untergrabung des  
Tarifsystems wird dies höchstwahrschein-
lich zu einem weiteren Sinken der Reallöhne 
führen40: Internationale Erhebungen haben 
ergeben, dass eine breite Abdeckung durch  
Tarifverträge eng mit geringerer Ungleich-
heit verknüpft ist. Vor allem die Löhne in 
der unteren Hälfte der Lohnskala werden 
durch Tarifverhandlungen gestärkt. Durch 
die Abschaffung von Gesetzen, die Tarif-
verhandlungen und die Abdeckung durch 
Tarifverträge gestützt haben, können 
betriebliche Vereinbarungen nun branchen
weite Regelungen unterlaufen. Diese 
Veränderungen treffen ins Herz des Tarif
systems. In Spanien und Portugal wurden 
die Mindestlöhne bereits für mehrere Jahre 
auf ihren Nominalwert eingefroren, in  
Griechenland um 22 Prozent gekürzt – für 
junge Menschen sogar um 32 Prozent.

In den Ländern, in denen die weitreichends- 
ten Maßnahmen ergriffen wurden, ist die 
Zahl der durch Tarifverträge geschützten 
Lohnabhängigen eingebrochen. In Portugal 
sank sie von 1,7 Millionen im Jahr 2008 auf 
nur noch 100 000 im Jahr 2014. Außerdem 
ging bereits zwischen 1980 und 2010 eine 
abnehmende gewerkschaftliche Organisa-
tion der Arbeiter/innen in den führenden 
Industriestaaten mit einem Anstieg der 
Spitzeneinkommen einher, wie Forschun-
gen des IWF kürzlich ergeben haben.41

Ungerechte Steuersysteme

Steuersysteme können eine wichtige Rolle 
dabei spielen, die Schere zwischen Arm 

und Reich zu schließen. Werden hohe Ein-
kommen stärker besteuert als niedrige, 
sorgt dies für weniger Ungleichheit bei den 
Nettoeinkommen. Zudem können Steuer-
einnahmen genutzt werden, um zum All
gemeinwohl und zu gleichen Chancen für 
alle beizutragen.

Aktuell gehen die Steuertrends in Europa 
jedoch in die entgegengesetzte Richtung. 
Schweden und Dänemark sind die Län-
der mit dem höchsten Anteil an Steuern 
am Bruttoinlandsprodukt (44,2 und 48,1 
Prozent im Jahr 2012).42 Hier werden vor 
allem Einkommen besteuert. In Portugal 
und Griechenland dagegen liegt der Anteil 
der Steuern etwa sechs Punkte unter dem 
EU-Durchschnitt von 39,4 Prozent, dort be-
ruhen die Einnahmen erheblich stärker auf 
Konsumsteuern. Konsumsteuern wie die 
Mehrwertsteuer sind typische regressive 
Steuern, die die Armen stärker treffen. 

In Spanien beruhen 90 Prozent aller Steuer
einnahmen auf Steuern auf Arbeitsein-
kommen und Konsumsteuern, Steuern von 
großen Unternehmen machen dagegen nur 
zwei Prozent aus. Die Steueraufkommen 
sind dort in allen Bereichen aktuell wieder 
auf derselben Höhe wie vor der Krise, nur 
Steuern auf Einkommen von Unternehmen 
lagen im Jahr 2014 56 Prozent unter dem 
Niveau von 2007. Große Unternehmen in 
Spanien zahlen lediglich 5,3 Prozent Steu-
ern, kleine und mittlere dagegen 16 Pro-
zent.43 Die spanischen Direktinvestitionen 
in Steueroasen stiegen im Jahr 2014 um 
205 Prozent an.44

In den meisten europäischen Ländern wur- 
den höhere Staatseinnahmen in den letz-
ten Jahren durch Mehrwertsteuererhöhun-
gen generiert. Zugleich sind die Steuern 
auf Spitzeneinkommen nicht höher als 
vor der Krise, die Steuereinnahmen von 
großen Unternehmen sind zwischen 2007 
und 2013 um 24 Prozent zurückgegangen. 
Vermögenssteuern wurden meist abge-
schafft und die Steuern auf Kapitalgewinne 
reduziert.

Nach Schätzungen der EU belaufen sich  
die Kosten von Steuerflucht und Steuer
vermeidung auf eine Billion Euro pro 
Jahr – dies würde ausreichen, um in allen 

EU-Ländern die öffentlichen Ausgaben für 
Gesundheit zu verdoppeln.45

Nach den verschiedenen Steuerskandalen 
der vergangenen Jahre ermittelt die Euro-
päische Kommission gegen drei Mitglieds-
staaten wegen illegaler staatlicher Beihilfe 
zur Einrichtung schädlichen Steuerwett
bewerbs innerhalb der EU.46 Steuervermei-
dung ist auch ein europäisches Problem 
und erfordert, gegen die Verhaltensweisen 
von EU-Staaten vorzugehen, welche die 
Steuergrundlagen anderer Länder aushöh-
len. Es ist kein Zufall, dass die Steueroase 
Luxemburg die höchsten durchschnittli-
chen Vermögen aufweist.

Während verschiedene Initiativen der EU 
seit 2011 Steuerflucht bei Privatvermögen 
erschwert haben, wurde Steuervermeidung 
durch Unternehmen bisher kaum wirk-
sam bekämpft – weder durch öffentliche 
Berichte über Steuerdaten noch durch 
Angleichung von Steuern innerhalb Euro-
pas. Im Dezember 2012 gab die Europäi-
sche Kommission zwei Empfehlungen zur 
Bekämpfung von Steuerflucht, die bisher 
nicht umgesetzt wurden. Regierungen in 
der EU versuchen, multinationale Konzer-
ne dadurch anzulocken, dass sie in einen 
Steuerwettbewerb eintreten und die Steu-
ern für Unternehmen senken. 

Der unfaire Steuerwettbewerb innerhalb 
der EU hat auch Auswirkungen auf Länder 
im Globalen Süden. Diese verlieren jedes 
Jahr 100 Milliarden Euro durch Steuerflucht 
transnational agierender Unternehmen. 
Die meisten Länder in der EU unterhalten 
zahlreiche Steuerverträge mit Entwick-
lungsländern. Diese Verträge senken oft die 
Besteuerung finanzieller Transaktionen ab 
und schaffen Möglichkeiten zur Steuerver-
meidung für multinationale Unternehmen.

KOSTEN VON STEUERFLUCHT UND  
STEUERVERMEIDUNG IN DER EU (2010)

TARIFLICH GESCHÜTZTE ARBEITS­
VERHÄLTNISSE IN PORTUGAL (2008–2014)

1,7 Mio

2008 2014

100 000

1 Billion EURO

Quelle: Ronald Janssen, ETUC, 2015

Quelle: Richard Murphy, Tax Research UK, 2012
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4. Politische Empfehlungen

Die EU und ihre Mitgliedsstaaten müssen dringend Maßnahmen in  
vier Bereichen ergreifen, um Ungleichheit effektiv zu bekämpfen

1 	 �Die institutionelle  
Demokratie stärken

•	 	Bürgerinnen und Bürger müssen dabei 
unterstützt werden, sich in demokrati-
sche Prozesse einzubringen, vor allem 
zu Haushalts- und Investitionsfragen.

•	 Politische Prozesse müssen demo
kratischer und weniger anfällig für 
Machtinteressen gestaltet werden –  
durch verpflichtende öffentliche  
Lobbyregister, pluralistischer besetzte 
Expertengruppen und strengere Regeln 
zu Interessenkonflikten.

•	 Informationen zu Verwaltungs- und 
Haushaltsprozessen müssen öffentlich 
zugänglich, kostenlos und leicht ver-
ständlich sein.

2 	 �Wieder verstärkt in öffent­
liche Dienste investieren

•	 Regierungen müssen einen öffentlichen  
allgemeinen Zugang zu Bildung und Ge-
sundheitsfürsorge für alle garantieren. 

•	 Öffentliche Haushalte und wirtschafts-
politische Entscheidungen müssen auf 
ihre Auswirkungen auf Mädchen und 
Frauen überprüft werden. Alle Ausga-
ben müssen so gestaltet werden, dass 
sie Geschlechtergerechtigkeit fördern, 

wozu auch eine Neuverteilung von 
Pflegeleistungen gehört.

•	 Soziale Sicherungssysteme müssen 
auf die Bedürfnisse von Menschen in 
Armut zugeschnitten werden. Haus-
halte mit geringen Einkommen müssen 
stärker unterstützt und soziale Dienst-
leistungen für Kinder und junge Men-
schen bereitgestellt werden.

3 	 �Gute Arbeitsbedingungen 
und Löhne durchsetzen

•	 Beschäftigung muss für alle Arbeiten
den mit sozialer Sicherung verbunden 
sein, dazu gehört die Einbettung in 
umfassende staatliche Sozialsysteme.

•	 Unterschiedliche Löhne von Männern 
und Frauen müssen angeglichen wer-
den – es bedarf eines Aktionsplans 
zur Geschlechtergerechtigkeit bei der 
Entlohnung.

•	 Der größte Anteil an Pflegearbeit wird 
nach wie vor von Frauen geleistet. Die 
Belastung durch unbezahlte Pflege-
arbeit muss verringert werden, indem 
Kinder- und Seniorenbetreuung bereit
gestellt und bezahlte Betreuungs-, 
Pflege- und Krankheitszeiten sowie  
flexible Arbeitszeiten eingeführt wer-
den.

4 	 �Steuergerechtigkeit  
schaffen

•	 Steuervermeidung und schädlicher 
Steuerwettbewerb müssen konse-
quent bekämpft werden. Informationen 
zur Steuerpraxis von Großunternehmen 
müssen öffentlich zugänglich sein, 
damit Steuerbehörden sicherstellen  
können, dass Unternehmen dort  
Steuern bezahlen, wo die wirklichen 
ökonomischen Tätigkeiten ausgeübt 
werden.

•	 Progressive Steuersysteme müssen  
in ganz Europa eingeführt bzw. weiter-
entwickelt werden.

•	 Die Auswirkungen von Steuerpolitiken 
der EU auf Entwicklungsländer müssen 
angegangen werden. Diese Länder 
brauchen stärkere Unterstützung bei 
der Erhebung von Steuern.

•	 Die EU-Länder müssen eine  
gleichberechtigte Beteiligung der  
Entwicklungsländer an internationalen 
Debatten und Entscheidungsprozes-
sen zu Steuerfragen unterstützen. 
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